
Zum Klimaanpassungsprogramm
des Thüringer Umweltministeriums
erklärte MdL Tilo Kummer: „Ein wich-
tiges Handlungsfeld in der Klimaan-
passungsstrategie stellt die Forst-
wirtschaft dar. Aber so, wie sich das
die Landesregierung vorstellt, ist
dies keine nachhaltige Forstpolitik.
Waldumbaumaßnahmen, wozu insbe-
sondere die Schaffung einer größe-
ren Baumartenvielfalt gehört, dauern
viel zu lange. Erinnert sei nur an die
Borkenkäferplage oder den Sturm
Kyrill.“ Würde man schneller reagie-
ren, könnte vielleicht bereits heute
größeren Schäden vorgebeugt wer-
den. Das Land müsse sich dazu aber
endlich bekennen und entsprechend
notwendige Finanzmittel bereitstel-
len, so der Abgeordnete. 

Das Ostthüringer Modellprojekt für
25- bis 35jährige ohne Berufsab-
schluss wird vom wirtschaftspoliti-
schen Sprecher der Linksfraktion,
Dieter Hausold, begrüßt. „Angesichts
des zu erwartenden Fachkräfteman-
gels in Thüringen und der ständig sin-
kenden Schulabgängerzahlen wer-
ben bereits heute zahlreiche Firmen
um Auszubildende. Insofern stellt
das vorgestellte Projekt eine gute
Möglichkeit dar, um Fachkräfte für
die Zukunft zu sichern und jungen
Menschen eine Perspektive in ihrer
Region zu bieten.“ Allerdings dürfe
die problematische Situation insge-
samt nicht außer Acht gelassen wer-
den. „Das Modellprojekt ist ein Trop-
fen auf den heißen Stein, weitere För-
dermaßnahmen müssen folgen.“      

Anfang Juli wurde auf Bundesbe-
ne die Prozesskostenhilfe-Reform
verabschiedet. Sie tritt Anfang
2014 in Kraft „und bringt für betrof-
fene Rechtssuchende trotz angebli-
cher ,Entschärfung' durch den Bun-
destag deutliche Verschlechterun-
gen mit sich“, kritisierte Sabine Ber-
ninger, justizpolitische Sprecherin
der Thüringer Landtagsfraktion DIE
LINKE.

Vor allem die Senkung der Freigren-
zen werde zahlreiche bisherige Berech-
tigte von der Prozesskostenhilfe (PKH)
als finanzielle Prozessunterstützung
ausschließen. 

Enormer Anstieg der Fallzahlen
und der PKH-Leistungen

„Ähnlich sieht es für die Beratungs-
hilfe für Erstberatungen bei AnwältIn-
nen aus“, sagte die Abgeordnete wei-
ter. Steigende PKH-Kosten in der Ver-
gangenheit sind nach Ansicht der Ju-
stizpolitikerin ein deutliches Zeichen
für zunehmende soziale Probleme in
der Gesellschaft und für sozial unver-
trägliche Gesetzesänderungen. 

„Dann aber die finanziellen Hürden
für den Zugang zu den Gerichten durch
Änderungen bei der PKH für Rechtsu-
chende zu erhöhen, ist in einem sozia-
len Rechtsstaat, der diesen Namen
verdient, die völlig falsche Antwort“,
betonte Sabine Berninger. 

Die Regelungen zur Prozesskosten-
und Beratungshilfe dürfen „nicht als
bequemes Sparinstrument der öffentli-
chen Hand missbraucht werden, um
unliebsame Folgewirkungen unsozialer
und handwerklich schlechter Gesetz-
gebung zu beseitigen“. 

Als „einen solchen Fall mit allerhöch-
stem Problempotenzial“ bezeichnete
die Landtagsabgeordnete den enor-
men Anstieg der Fallzahlen und der
PKH-Leistungen im Bereich der Sozial-

Mit Blick auf den Jahresbericht
2012 der amtlichen Lebensmittel-
überwachung Thüringen unter-
streicht die verbraucherschutzpoli-
tische Sprecherin der Linksfrakti-
on, Diana Skibbe, die grundsätzli-
che Bedeutung der Lebensmittelsi-
cherheit und fordert engmaschige-
re Kontrollen.

Die 31.874 Kontrollen in den
20.503 der rund 42.000 Thüringer
Lebensmittelbetriebe im Jahr 2012
führten zu 1.752 Beanstandungen.
Während die Anzahl der Lebens-
mittelunternehmen um 517 gegen-
über 2011 zurückging, sank die
Zahl der durchgeführten Kontrol-
len wesentlich stärker. Auch die
sich seit Jahren auf einem Level
zwischen acht und zehn Prozent
bewegende Beanstandungsquote
(im Jahr 2012: 8,5 Prozent) sowie
die aufgezeigten Defizite im Um-
gang mit Lebensmitteln machen
deutlich, dass die Lebensmittel-
kontrolle als staatliche Aufgabe
weiter auszubauen ist.

„Während sich also die negati-
ven Feststellungen aus den Kon-
trollen auf gleichbleibend hohem
Niveau bewegen, ging die Kontroll-
tätigkeit deutlich rückläufig. Nur
64 Prozent der Lebensmittel verar-
beitenden Betriebe Thüringens
können mit dem gegenwärtigen
Personalbestand einmal jährlich
geprüft werden. 

Hier macht sich bemerkbar,
dass deutschlandweit rund 1.600
Lebensmittelkontrolleure fehlen“,
betont die Abegordnete und for-
dert auch vor dem Hintergrund
ständiger Skandale im Lebensmit-
telbereich deutlich mehr Personal
für Lebensmittelkontrollen. 

Sabine Berninger kritisiert erhöhte finanzielle Hürden für den Zugang zu Gerichten

Landtagssitzungen:
Die nächsten Plenarsitzungen

des Thüringer Landtags nach der
parlamentarischen Sommerpause
finden in der Zeit vom 18. bis 20.
September statt.

Bürgerfest:
Der Thüringer Landtag lädt in

diesem Jahr statt zu dem üblichen
Tag der offenen Tür zu einem Bür-
gerfest ein. Dieses findet am
Samstag, den 14. September, im
und vor dem Landtag in Erfurt
statt. Die LINKE hält ein vielfältiges
Informationsangebot bereit.

Weitere aktuelle Informatio-
nen zur Arbeit der Linksfraktion
im Thüringer Landtag: 

www.die-linke-thl.de.

Die Linksfraktion fordert die Lan-
desregierung auf, das Fahrtkosten-
problem für Thüringer Berufsschüler
noch vor Beginn des neuen Ausbil-
dungsjahres im September zu regu-
lieren. Susanne Hennig: „Die Fahrt-
kosten haben sich in den letzten Jah-
ren drastisch erhöht. Die Mittel, die
das Land zur Unterstützung für be-
sonders Betroffene bereitstellt, rei-
chen längst nicht mehr aus. Die Zu-
sammenlegung von Fachklassen we-
gen der zurückgehenden Zahl von
Berufsschülern hat das Problem ver-
stärkt. Die Landesregierung sollte
unbedingt noch vor Beginn des Aus-
bildungsjahres die Initiative ergreifen
und für die Berufsschüler handeln,
sonst leidet die Attraktivität Thürin-
gens als Ausbildungsstandort.“
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gerichte wegen der Hartz-IV-Verfah-
ren. „Hier waren und sind Menschen
wegen unsozialer, ja sogar verfas-
sungswidriger und juristisch hand-
werklich schlechter Regelungen ge-
zwungen, zur Sicherung ihrer Existenz
vor Gericht zu gehen. Man müsste also
mit Blick auf Prozesszahlen und PKH-
Kosten vor allem die soziale und hand-
werkliche Qualität der Regelungen ver-
bessern und darüber hinaus auf gesell-

rückt, gleichzeitig jedoch auch die An-
waltsgebühren um durchschnittlich 12
Prozent steigen, dann klafft eine noch
größere Schutzlücke als bisher schon.“
Sabine Berninger kritisierte mit Blick
auf „diese absehbare soziale Zuspit-
zung der Situation die lasche und lavie-
rende Haltung der Landesregierung in
dieser Sache“. 

Die Abgeordnete kündigte an, dass
die Linksfraktion die weitere Umset-

Prozesskostenhilfe ist
kein Sparinstrument

schaftspolitischem Weg eine Reihe so-
zialer Problemlagen angehen, die sich
im Arbeitsaufkommen von Gerichten
widerspiegeln“, sagte die LINKE Justiz-
politikerin. Aufgabe von Prozessko-
sten- und Beratungshilfe sei es aber,
Rechtsuchenden unabhängig ihres
Geldbeutels die Tür zu den Gerichten
zu öffnen. 

Es klafft eine noch größere
Schutzlücke als bisher schon

„Wenn die PKH - als echter Zuschuss
bzw. als rückzahlbares Darlehen -
durch Änderung der Freigrenzen für
immer mehr Menschen in weite Ferne

zung der PKH-Reform
sehr kritisch und mit
Blick auf notwendige Kor-
rekturen mit parlamenta-
rischen Aktivitäten be-
gleiten werde.   

Parlamentarische
Anfrage eingereicht

Am 24. Juli hat Sabine
Berninger eine Kleine An-
frage an die Landesregie-
rung eingereicht unter
der Überschrift „Prozess-
kosten- und Beratungshil-
fe in Thüringen - Mögliche
Auswirkungen beschlos-
sener Gesetzesänderun-

gen“. Sie verweist dabei darauf, dass
laut Bundesregierung eine Senkung
der Ausgaben für die öffentlichen
Haushalte das Ziel des Gesetzentwurfs
sein soll und dafür u.a. Freibeträge ge-
senkt, die Fristen, in denen Ratenzah-
lung bzw. Rückzahlung verlangt wer-
den kann, verlängert und  die Teilauf-
hebung von PKH-Entscheidungen vor-
geschlagen werden. Von der Landesre-
gierung will die Abgeordnete zur Ent-
wicklung in Thüringen genaue Anga-
ben. 

Archiv-Foto: Sabine Berninger am 1.
Mai bei einer Solidaritätsaktion mit den
Bosch-Beschäftigten in ihrem Wahlkreis
Arnstadt.


